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Klägerin und Revisionsklägerin,

Prozeßbevollmächtigte:
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..oooo_oooooo......too..l..‚u...—'......ooooo■oo■ooouoooo,

Beklagte und
Reviéionsbeklagte,

beigeladen:

Der 44. Sénat des Bundes3051algerichts hat ohne
‘mündliche Verhandlung am 45. März 4979 An

Berlin

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Landes—

-
sozialgerichts Berlin vom 45. März 4978{wird zurück—
gewiéäeh.

Außergerichtliche Kosten des Revisionsvérfahrens sind

nicht zu erstatten.
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I

Die 1949 geborene Klägerin, die für 60 Kalendermonate Pflicht—

beiträge zur Angestelltenversicherung entrichtet hat, bean—
tragte bei der Beklagten im Februar_‘1974 wegen fortschreiten—

der gesundheitlicher Beschwerden bei der Ausübung ihres Be-
rufes als Kihderkrankenschwester eine Ausbildungsbéi■ilfé für

eine Umschulung zur Sozialarbeiterin. Der Ausbildungsgang

umfaßt ein dreijähriges Studium, das die Klägerin im April

4974 an der Fachhochschule für Sozialarbeit und Sozialpäda—

gogik in B begann und inzwischen abschloß, und ein an—

schließendes einjähriges Berufspraktikum. Die staatliche An-

=erkennung als Sozialarbeiterin wird nach Abschluß des Be—

rufspraktikums erteilt.

Die Beklagte lehnte nach ärztlicher Begutachtung, die sich

durch eine Schwangerschaft der Klägerin verzögerte, mit Be—

scheid vom 20. Januar 4976, bestätigt durch Widerspruchsbe—

.
scheid vom 5. Mai 4976, die beantragte Umschulung ab, da die

.'in_ 5 44a Augestelltehversicherungsgesetz (AVG) _idF des Reha—

bilitations-Angleichungsgesetzes (RehaAnglG)_ festgelegte

Förderungsdauer von zwei Jahren_ überschritten sei.

Die vom Sozialgericht (SG) beigeladene Bundesanstalt für
Arbeit (BA) kommt nach ihrer Ansicht als Leistungsträger
nicht in Frage.

Beide Vorinstanzen haben die Klage abgewiesen. Das Landes—
Sozialgericht (LSG) sah ebenfalls das AVG idF des RehaAnglG

als maßgebend an, da die ablehnende Entschei-duhg der Be—
klagten nach dessen Inkrafttreten zum 1. Oktober 4974 er—

gangen sei. Die zweijährige Regelumschulungszeit des

5 443AVG"werdeselbst“ dann"“umein Jahr überschritten,
wenn die Zeit des Berufspraktikums unberücksichtigt bleibe.

Eine Ausnahmevon der Regelumschulungszéit sei nicht mög-
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”'lidh, da für die Klägerin andere beispielhaft angeführte Be-
rufe mit einer Umschulungszeit bis zu zwei Jahren in Betracht

kämen. '

Die Beklagte sei auch nicht nach dem Grundsatz Fee Vertrauensp

schutzes verpflichtet,-die länger dauernde Umschulung zur_

Sozialarbeiterin zu gewähren. Bei
Antragstelluäg

im Februar

4974habenoch5 44Abs5 AVGaFgegolten,WonäehLeistungen
zur Berufsfördérung in der Regel nicht länger äls ein Jahr zu.
gewähren seien. Die Klägerin habe sich bereits &or Antragstel—

lung einen Studienplatz besorgt und stets nur diese bestimmte

Umschulungsmaßnahme erstrebt. Die lange_Verfahäensdauer
sei

der Beklagten nicht anzulasten. Denn erst die ärztliche Begut—
;achtung habe-geklärt, ob eine Umschulung in der Ragelzeit mög—

lich sei.

Auch wenn die Beklagte in einem vergleichbaren Einzelfall die

Umschulung gewährt haben sollte, sei sie nicht gehalten, auch

"in anderen Fällen das Gesetz fehlerhaft anzuwenden.

Von der Beigeladenen müsse eine Umschulungsmaßnahme schon dann
abgelehnt werden, wenn die Gesamtausbildung mehr als 3 Jahre

ijerfordere (ää-4?„Abs 3-Satz 2, 56 Abs 4 Satz 2 ärbeitsförde—

,;rungsgesetz fAFG—D.

Mit der vom LSG zugelassenen Revision rügt die Klägerin Ver-

,letzung des 5 143 AVG ivm Art 12 des Grundgesetzes (GG). Das
„;LSG_habe verkannt, daß nur auf Eignung und Neigung des Ver—

sicherten unter angemessener Berücksichtigung dßr bisherigen

Tätigkeit abzustellen sei. Im übrigen würde auch die Ausbildung

“in den vom LSG vorgeschlagenen Berufen zwei
Jahre überschreiten.

:Die lange Verfahrénsdauer könne nur als konkludente Zustimmung

der Beklagten zu der beabsichtigten Umschulung gewertet Werden.
Ferner sei Art 5 GG Verletzt, da das LSG die Verwaltungsakten

3Dübér das von -der Klägerin angeführte_ Beispiel einer Bewilligung

der Umschulung- zum SoZialarbeiter nicht béigezogen habe.
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Das LSG habe schließlich verkannt, daß für die Beigeladene

die gleichen_Richtlinien_ßeltung hätten wie für die Beklagte.

Die Beigeladene sei ebenfalls zur_Gewährung der Umschulungs-

maßnahme verpflichtet.

Die Klägerin beantragt,

die Urteile der
Vorinstahzen

und die angefochtenen -
Bescheide aufzuheben und die_Beklagte

- hilfsweise die Beigeladene —

zu verpflichten, die Kosten für die Umschulung der
Klägerin zur Sozialarbeiterin zu übernehmen.

Die Beklagte und die
Beigeladene

beantragen
Zurückweisung der Revision.

Die Beteiligten haben einer Entscheidung ohne mündliche Ver-

handlung zugestimmt. '

II

Die Revision der Klägerin war zurückzuüeisen.

.Dem_LSG ist im Ergebnis darin zuzustimmen, daß die Klage weder
gegenüber der beklagten BfA noch gegenüber der beigeladenen

BA gerechtfertigt ist.

1. Die Beklagte hat mit den angefochtenen Bescheiden die be-
antragte‘AusbildungShilfe für die Umschulung zur Sozialarbei—

„terin rechtmäßig abgelehnt.”

a) Mit der Beklagten ist davon auszugehen, daß das hier geltend

gemachte Begehren auf geldliche Förderuhg_der Umschulung zur

Zeit der Bescheiderteilung durch die Beklagte nicht bereits -
deshalb gegenstandsloe geworden war, weil die Klägerin schon

vor der Bescheiderteilung mit der Umschulung begonnen hatte.

Ebensowenig steht-dem Weiterverfolgen dieses Begehrens der
wohl inzwischen erfolgte Abschluß der Umschulung entgegen.

_ 5 -

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


..5-

Zwar sind alle Leistungen zur Rehabilitation finäl'auf den

Zweck der Rehabilitation ausgerichtet; auch die
geldlichen

Leistungen des Versicherungsträgers für eine
Umséhulung sind

"222 Rehabilitation" (@ 45 AVG) bestimmt; sie können daher grund-

sätzlich nur für eine zukünftige, nicht für eine zurückliegende

Maßnahme begehrt und bewilligt werden. Die Klägerin hat jedoch

die Förderung ihrer Umschulung hier schon vor deren Beginn be—

antragt; da Rehabilitation regelmäßig keinen Aufschub zuläßt,

darf es einem Versicherten bei notwendiger Réhabilitation nicht

zum Nachteil gereichen, wenn er nach der Antragstellung seine

Rehabilitation vorerst ohne Zutun des Versicherungsträgerä selbst
betrieben hat. In einem solchen Falle ist der Versicherte bei

begründetem Antrag so zu stellen, als ob er die beantragten

. Leistungen recht2eitig erhalten hätte; geldliche Leistungen

b)

sind daher dann noch'hnnachhinein zu gewähren.

Das LSG und die Beklagte haben jedoch zu Unrecht angenommen,

der FörderungsansPruch richte sich nach den 55 45 ff AVG idF

des seit 4, Oktober 4974 geltenden RehaAhglG.
Dieses

war zwar

bei Erlaß der Verwaltungsbesoheide bereits in
Kraft

getreteno

wieder 4,SenatdesBSGjedochschonentschiedenhat (BSG
'SozR 2200 5 182 Nr 29; Urteil vom 25. 40. 1978

—I4 RA 4/78 -

mit weiteren Nachweisen), bestimmt sich bei Rehabilitations-

maßnahmen das anzuwendende Recht nach dem Zeitpunkt;2u dem diese

notwendig geworden sind; dem schließt sich der erkennende Senat

an. Hiernach ist jedoch zu unterscheiden
zwischen

Fällen, in

denen bei der Bescheiderteilung durch den Versicheruhgsträger

die Rehabilitationsmaßnahme noch bevorsteht,'undlsolchen, in
denen sie bei der Bescheiderteilung als einmalige Maßnahme be—

reits durchgeführt war oder als länger dauernde naßnahme bereits

begonnen hatte. In den erstgenannten Fällen mag es zulässig sein,

die Notwendigkeit der Rehabilitation nicht nur nach dem Zeit-

Punkt der Antragstellung, sondern auch noch nach dem Zeitpunkt

der Bescheiderteilung zu beurteilen; in den“letztgenannteß Fäl- '

len kommt für die Beurteilung der Rehabilitationsnotwendigkeit

dagegen als spätester Zeitpunkt bei einmaligen M%Bnahmen dex'nan
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punkt der Durchführung und bei länger dauernden Maßnahmen

nur der Zeitpunkt ihres Beginns in Betracht. Insoweit ist

bei den länger dauernden Maßnahmen nämlich zu beachten, daß

sie für die Beurteilung der Notwendigkeit nicht in Teilmaß-
nahmen zerlegt werden können, vielmehr als einheitliche Reha—

bilitationsmaßnahme zu behandeln sind. Nach diesen Grund-

sätzen ist auch der 1. Senat in vergleichbaren Fällen ver-

fahren: so hat er in SozR 2200 5 4256 Nr 5 bei einem Streit

um einen Kraftfahr2eugzuschuß auf den Zeitpunkt des Kraft-

fahrzeugerwerbs (einmalige Maßnahme) abgestellt; in SozR

2200 $ 182 Nr 29 hielt er bei einem Streit um einen Zuschuß

zu Zahnbehandlungskosten bei einer von März 4973 bis Juni

4975 dauernden Behandlung'(länger dauernde Maßnahme) den
Beginn dieser Maßnahme für entscheidend. Sonach ist im vor-
liegenden Fall das Begehren der Klägerin, da Antragstellung

und Umschulungsbeginn zeitlich noch vor dem Inkrafttreten

des RehäAnglG liegen, nach dem damals geltenden Recht zu

beurteilen; das RehaAnglG enthält keine dem entgegenstehen«

de Bestimmungä sein 5 59 ordnet für laufende Maßnahmennur
hinsichtlich der Höhe der Leistung die Anwendung neuen
Rechts ab 4. Oktober 1974 an. Auch die Neufassung der

55 15 ff AVG durch das 20. Rentenanpassungegesetz vom
27. Juni 1977 (BGBl I 1040) ist somit nicht auf den Vor—
liegendeh Fall anzuwenden.

Gleichwohl hat das LSG im Ergebnis zu Recht die Klage als

unbegründet angesehen. Denn auch bei Anwendung des vor dem

4. Oktober 4974 geltenden Rechts hat die Betrete den An—
trag der Klägerin ablehnen müssen, und zwar jedenfalls

deshalb, weil die Umschulung länger als drei Jahre ge—

dauert hat- Insoweit war ihr kein Ermessen eingeräumt.-

Nach @44.Abs 5 AVG(= 5 1237 Abs 5 EVO)aF durfte sie
eine Berufsförderung "nicht über weitere zwei Jahre" über

die Regelförderungszeit von einem Jahr hinaus ausdehnen.

Die von der Klägerin beantragte und durchgeführte Umschulung

zur Sozialarbeiterin dauerte länger als drei Jahre. Denn

-’7...
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die Umschulung war erst mit Erteilung der staatlichen Aner—

kennung als Sozialarbeiterin nach Abschluß des Anerkennungs—

jähres (Anerkennung5praktikum) abgeschlosseä.’Das
SG hat

hierzu festgestellt, daß die staatliche Anenkennung als

Sozialarbeiter erst nach Abschluß des
einjä■rigen

Berufs—

praktikum3 erteilt wird. Das LSG hat keine a_bweichende Fest—

.stellung getroffen; es hat lediglich die
Rechtsfrage

offen—

gelassen,ob unter diesen_Umständen die
Umschulung

rechtlich

'schon mit dem Abschluß des Studiums nach drei Jahren oder

■erst-mit Abschluß des Praktikums nach vier lehren ende. Die-

se Rechtsfrage ist im Sinne der
Einbeziehuné

des Praktikums

f zu entscheiden. ' '

Eine Umschulung soll die Ausübung eines neuen Berufes er4
möglichen. Sie ist grundsätzlich bis zur Erreichung des

angestrebten Berufszieles zu fördern (% 44 APS 5 Satz 2

AVG aF, 5 44a Abs 5 Satz 4 AVG nF). Diesem Ziel entspre—
chend, ist die Umschulung erst dann beendet, wenn sie zu
einem Abschluß geführt hat, der die Aufnahme1der angestreb-

ten Berufstätigkeit auf dem Arbeitsmarkt
erm%glicht.

Inso—

weit gelten für die Umschulung als
Rehabilitätionsmaßnahme

in der Réutenversicheruhg die gleichen Grunäsätze wie sie

das BSG zur Umschulung nach dem AFG, sei es als Rehabili—

tationsmaßnahme, sei es als Maßnahme der
beruflichen

Bildung

nach 5 4? AFG_in der vor dem Gesetz vom- 48. Bezember 4975
I(BGBl I 5445) geltenden Fassung entwickelt hat (vgl BSG

.SozR 2200 % 4257a Nr 5). Zu 5 4? AFG ist bereits entschie-

den, daß die Umschulung zum Grundschullehrer'erst mit der

zweiten Lehrerprüfung (vgl BSGE57, 225 = SO?R4400 @47
Nr 4; BSGE 40, 485 = SozR 4400 $ 47 Nr 45; SozR 4400 5 47

Nr 45) und die Umschulung zum Masseur und medizinischen

Bademeister erst mit Abschluß des Nachpraktiücums (BSG 50233

_4400 5 47 Nr 42) beendet sei.

Demnach war der Beklagten gem 5 44 Abs 5 AVG aF die Bewilli-

gung der begehrten Umschulung verwehrt, da diese die Höchst-
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dauer von drei.Jahren überschritt.-

Auf die vom LSG erörterte_Frage‚ ob der Klägerin eine Um—

's■hüung in einen_anderen Beruf mit kürzerer Umschulungs—

zeit zumutbar.war‚ mit der sich die Revision ausführlich

auseinandersetzt, kommt es daher nicht an.
'!

Auf andere Rechthrundlagen als das AVd‘kann die Klägerin

ihr Begehren ebenfalls nicht stützene

Die Versagung der'Umschulungsförderung für den von der

Klägerin gewünschten Beruf verstößt nicht gegen Art 42

GG. Den Rehabilitationsbestimmungen des.AVG fehlt jede

berufsregelnde Tendenz (vgl SozR Nr 9 zu % 4237 RVO und

ferner SozR 4400 5 56 Nr'5 hinsichtlich der dortigen Aus—

führungen zu Art 42 GG); durch die Versagung ist die
Klägerin tatsächlich auch nicht gehindert werden, den Be—

ruf ihrer Wahl zu ergreifen, Im übrigen hat sie eine Ver—

letzung des Art 12 GG nur im Zusammenhangmit @44a AVG
idF des Rehahnglß gerügt, der hier ohnehin nicht anwend-

bar ist. ’

Die lange Dauer des Verwaltungsverfahrens bis zur Ertei—
.lung des ersten Bescheides läßt sich entgegen der Auf+

‚
fassung der Klägerin nicht als konkludente Zustimmung

‚der Beklagten zu der beabsichtigten Umschulung im Sinne

der Zusage eines diese Umschulung fördernden Verwaltungs?
aktes werten; Schon deshalb kann dahinstehen, ob die Be—

klagte an diese (rechtwidrige) "Zusage" gebunden wäre.

Der Klageanspruch'ist auch nicht unter dem Gesichtspunkt

eines öffentlich-rechtlichen Schadensersatzanspruchs
(sozialrechtlichen Schadensersatzanspruchs) begründet.

Dabei kann offen bleiben, ob die Beklagte die Klägerin
noch vor der im Antrag angekündigten Aufnahme des Studiums
für April 1974 hätte darauf hinweisen müssen, daß eine

Förderung der Maßnahme eusgeschlossen sei. Denn durch das

Fehlen eines derartigen Hinweises könnte die Klägerin

._ 9 _
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


..9.-.

‘-allenfalls insofern Schaden erlitten haben, als' sie nicht

{rechtzeitig die Ausbildung für einen anderen
"Beruf begonnen

“hätte. Im vorliegenden- Rechtsstreit geht es der Klägerin je-
doch um die Förderung der Umschulung zur SOzialarbeiterin.

[
.Da die-Förderung-der Umschulung hier der Bekfagten aus
‚Rechtsgründen Verwehrt War, kann die Klägerin schließlich

sich schon aus diesem Grunde nicht darauf befufen,daß die

Beklagte in anderen vérgleichbaren Fällen die Ausbildungs—
beihilfe bewilligt habé.'Eine Verwaltungsübung, die'dem

Gesetz nicht entspricht, gibt keinen Anspruch auf Gleich—

-behandlung (BSGE 58, 65, 40, 246, 254).
,l

2. Zu
Recht

hat das LSG auch -nicht gem % 75 Abs 5
SGG

die bei—
geladene BA verurteilt. Diese ist zur -—

nachträg-liohen
— Ge—

Awährung der Umschulungsförderung ebenfalls nicht
verpflichtet.

‚Dabei'braucht der Senat nicht zu
entscheiden, obidie

'BA
nach dem

"hier gleichfalls anzuwendenden Recht
vor Oktober 4974 zur Be—

'rufsförderung B'ehinderter auch dann verpflichtet? sein konnte,
“ wenn der Behinderte die Voraussetzungen für die

Zugehörigkeit

"zu dem vom Versicherung3träger zu betreuenden Personenkreis er-

,
füllt'e. In der Rechtsprechung des BSG war die

Ve1pf11ohtung
der

"RA' unter der Geltung des 'AVAVG zumindest als gle1chrangig
ange—

‘sehen werden (SozR Nr 4 zu 5 59 AVAVG). 'Bntsprechend war zu
55 '5? AFG idF vom 25. September 4969 unter BerücksiChtigung der

Entstehungsgeschichte ausgeführt, de'r in dieser Vorschrift ent-
“'haltene Zusatz, "soweit nicht ein anderer

Träger? zuständ'ig ist"
bewi'rke nicht den vollständigen Ausschluß von Leistungen der
BA, “wenn ein anderer Träger gleiche oder

ähnliche
Leistungen er—

bringen' müsse, die in der Vorschrift zum
Ausdruck

kommende Sub-

sidiarität der Leistungsverpflichtung besa'ge lediglich, daß die
BA die ihr nach dem AFG obliegenden Leistungen unter Berück—

sichtigung der entsprechenden Leistungen anderer; Rehabilitations-

träger zu erbringen, sie also "aufzustocken" habe (BSGE 44, 244),
’Folgt man dieser Rechtsprechung, obgleich das Gesetz nicht von
_der Leistungsverpflichtung, sondern von der Zustendigkeit des

_ 40 _
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anderen Rehabilitationsträgere,epricht_und obgleich hier ein

Fall der Aufstockung nicht_gegeben ist, so ist der Anspruch
gegen die beigeladene BA gleichwohl wegen der Maßnahhedauer

nicht begründet. '

Vor dem Inkrafttreten des_ä 56 Abs 4 AFG idF des RehaAnglG
enthielt das AFG keine Vorschrift über die Maßnahmedauer bei

berufsfördernden Leistungen zur Rehabilitation. Eine solche

Regelung ist jedoch in % 27_Abs 4 Satz 5 der vom Verwaltungs-

rat der BA aufgrund der @@59, 494 Abs 5 AFG erlassenen An-
'ordnung über die Arbeits- und Berufsförderung Behinderter

vom 2. Juli 4970 —AReha- (ANBA 4970, 65?) enthalten. Nach

deren 5 27 Abs 4 Satz 5, der von den fünf folgenden Ände-

rungsanordnungen unberührt blieb, wird die Teilnahme an Maß-

nahmen, die bei Vollzeituhterricht zwei Jahre, bei Einer;

beitungsmaßnahmen ein Jahr übersteigen, nur gefördert, wenn
die berufliche Fortbildung oder Umschulung auf andere Weise

‘nicht verwirklicht werden kann und die Förderungsdauer drei
Jahre nicht überschreitet. Hierzu hat das BSGbereits näher
ausgeführt, daß‘der Begriff "Förderungsdauer" trotz der miß-

verständlichen Wbrtbildung nach Sinn und Zweck der Regelung

_‚die "Dauer der Uhschulüngsmaßnahme" iS des 5 4? AFG meine.

Auch nach 5 27 Abs 4 Satz 5_AFeha sei daher die Förderunge—
pflicht der BA für Behinderte auf solche Umschulungsmaß—H

nahmen beschränkt, die objektiv nicht länger als drei Jahre
dauerten. Die Be_schrähkung auf drei Jahre sei für die Ge-

_richte bindend, denn die nach 55 59, 494 Abs 5 AFG ergange—‘
nen Anordnungen der BA seien_autonomes Satzungsrecht mit

Rechtsnormcharakter. Die_Regelung werde auch Von der Er—'

mächtigung gedeckt (BSG Soz3„ 4400 5 47 Nr 4). Dem schließt
sich der erkennende Senat en. _

‚__.

914—

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 44 _

Damit kommtauch eine Verurteilung der Beigeladehen nicht in
Betracht.

Die Kostehe■tscheidung beruht auf s 195 SGG.
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